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sonen oder Organe einzuholen. Holt das ge-
schäftsführende Organ die Zustimmung
nicht ein, so haftet es im Innenverhältnis
für Schäden, die aus der Durchführung der
Maßnahme entstehen.

Auch der Stiftungsvorstand der Privat-
stiftung kann bei seiner Tätigkeit an die Zu-
stimmung des Stifters oder einer anderen
Stelle (z. B. des Beirates) gebundenwerden.
Allerdings verlangte die Firmenbuchpraxis
bisher, dass die zustimmungspflichtigen
Geschäfte nach inhaltlichen Gesichtspunk-
ten sowie nach Volumen des Geschäfts be-
reits in der Stiftungserklärung festgelegt
werden. Damit sollte der privatautonome
Entscheidungs-
spielraum des Stif-
tungsvorstands ge-
wahrt werden.

Nach der Syste-
matik des PSG sind
der Bindung des
Stiftungsvorstandes
im Innenverhältnis
nämlich Grenzen
gesetzt. Daher dür-
fen dem Stiftungs-
vorstand gewisse
Kernkompetenzen
nicht entzogen wer-
den. In diese Kom-
petenz fallen etwa
sämtliche Bestim-
mungen, die dem
Gläubigerschutz
dienen, die Organi-
sation des Rech-
nungs- und Be-
richtswesens, die
Feststellung des Jah-
resabschlusses so-
wie die Vertretung
der Privatstiftung
nach außen.

Nach Ansicht des
OGH ist aber der
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Mit zwei richtungweisenden Ent-
scheidungen hat der Oberste Ge-
richtshof klargestellt, dass das

Privatstiftungsgesetz (PSG) nicht verlangt,
dass alle zustimmungspflichtigen Geschäf-
te in der Stiftungsurkunde oder -zusatzur-
kunde abschließend definiert werden (6Ob
49/07 k und 6Ob 50/07g vom 13. 3.2008). Es
ist demnach auch zulässig, dass der Stifter
– oder etwa ein Beirat – unter Beachtung der
gesetzlichenBestimmungeneineGeschäfts-
ordnung für den Stiftungsvorstand erlässt
und dort die zustimmungspflichtigen Ge-
schäfte aufnimmt.

Voraussetzung für die Zulässigkeit einer
solchen Geschäftsordnung ist die Ermächti-
gung in der Stiftungserklärung. Durch die
Entscheidungen des OGH wird dem Stifter
hier zusätzlicher Gestaltungsspielraum ein-
geräumt. Er kann bei Vorliegen einer ent-
sprechender Ermächtigung flexibler, ohne
Änderung der Stiftungserklärung selbst, auf
geänderte Umstände reagieren.

Mit der Erlassung von Geschäftsordnun-
gen wird meist der Zweck verfolgt, ge-
schäftsführende Organe (etwa Geschäfts-
führer einer GmbH oder den Vorstand einer
AG) zu verpflichten, vor dem Abschluss
wichtiger Geschäfte wie dem Erwerb des
Unternehmens der Gesellschaft oder dem
Erwerb und der Veräußerung von Liegen-
schaften die Zustimmung bestimmter Per-

Durch eine Ermächtigung kann ein Stifter dafür
sorgen, dass zustimmungspflichtige Geschäfte nicht
in der Stiftungsurkunde festgelegt werdenmüssen.
Das erhöht seine Flexibilität. VonKatharinaMüller

Mehr Freiheit für Stifter

privatautonome Entscheidungsspielraum
des Stiftungsvorstandes auch bei Regelun-
gen imRahmen einerGeschäftsordnung au-
ßerhalb der Stiftungserklärung nicht ge-
fährdet, da die Kernkompetenzen des Stif-
tungsvorstandes im Innenverhältnis unbe-
schränkbar sind.

Mit anderen Worten: Wird in der Ge-
schäftsordnung der Rahmen der zustim-
mungspflichtigen Geschäfte derart festge-
setzt, dass dies zu einer übermäßigen Be-
schränkung der Tätigkeit des Stiftungsvor-
standes führt, so sind diese Bestimmungen
unwirksamund daher für den Stiftungsvor-
stand unbeachtlich.
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